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hatte: das Hervorheben der Moral 1n der Politik. Damıt Kreıse innerhalb der Kirche durch, die VO]  . eiınem Eıin-
ohl sollte der Gegensatz der oft schillernden Politik greifen der Bischöfe in den Wahlkampf abrieten un für
des Bundeskanzlers herausgearbeitet werden, für die Taus eine Verlegung des Hauptverfahrens des Volksbegehrens
eın durchaus glaubwürdiger Zeuge 1St. (GGenau diese auf die eıt nach der Nationalratswahl plädierten,
Hauptstoßrichtung der OVP-Ofensive scheiterte Anfang miıt der rage der Abtreibung nıcht direkt in die Wahl-
September, als durch ıne sıch nebensächliche, aber auseinandersetzung hineinzugeraten. Dieser Kurs, der VO  3

sehr beschimende Bestechungsaftäre eines OVP-Abgeord- engagıerten katholischen Kräften, die der OVP nahe-
gegenüber eiınem Journalıisten dıe Argumentatıon stehen, intern heftig kritisiert wurde, 1St während des

aut dieser FEbene ad absurdum geführt wurde. AaNZCNH Wahlkampfes ziemliıch lückenlos eingehalten WOTI -
den So spielte die Fristenlösung 1mM Wahlkampf nach

Damıt verlagerte sıch der Wahlkampf in seiner etzten außen hın gut wıe keine Rolle, WEenn auch eın WEe1-
Phase noch stärker auf eın reines Persönlichkeitsduell, 1ın tel bestehen kann, dafß dieses Problem für nıcht weniıge
dem der „Neuling“ Aus VO  } vornhereıin unterlegen se1n Katholiken bei der Stimmabgabe ıne ernste (GGew1ssens-
mußte. TIrotzdem zeigen Ergebnisse der Meinungsfor- irage darstellte.
schung, daß AUuUSs 1n den wenıgen Wochen seiner Tätigkeit Der Wahlausgang scheint jedoch bestätigen, dafß es

wesentlıch aufholen konnte, VOTLT allem be1 Jüngeren Wäh- richtig WAafr, diese Wahl nıcht einer „ Volksabstimmung
lergruppen, doch WAar die eıit kurz, diese Ansätze über die Fristenlösung“ umzutunktionijeren. Gerade 1n
noch nutzen. wirtschaftliıchen Krisenzeıten spielen eben bei einem Wahl-

Sang aut nationaler Ebene sechr viele verschiedene, VOTL

allem wirtschaftspolitische Motive, 1ne gyewiıchtige Rolle,
Vorläufige Zurückhaltung der Kirche dafß höchst zweischne1idig ISt, die Wahlentscheidung

auf eınen einzıgen wenn auch sehr wichtigen Punkt
Strengste Zurückhaltüng während der Wahl- zuzuspıtzen.
kampagne übte die katholische Kırche Nachdem dıe SPO
1im Vorjahr das Gesetz über dıe Fristenlösung MmM1t eiınem Mittlerweıile wurde das Hauptverfahren des Volksbegeh-

CS ZU Schutz des Lebens auf die letzte November-knappen Stimmenüberhang 1m Natıonalrat durchgesetzt
hatte, 1mM katholischen Raum recht vehement Stim- woche festgesetzt. Optimıisten der „Aktıon Leben“ er-

warten weıtere 750 000 Unterschriften, daß dem Par-INeNn laut geworden, die ıne dezidiıerte Stellungnahme der
österreichischen Bischöfe VOT den nächsten Wahlen for- lament nach Abschluß des Volksbegehrens insgesamt etw2

derten. Gleichzeitig 1e$ das breit angelegte Volksbegehren ıne Miıllion Unterschritten vorgelegt werden können. Da
Z Schutz des Lebens A das VOTL allem VO  3 katholischen die SPO neuerlich die absolute Mehrheit 1mM Nationalrat
Laıen der „Aktıon Leben“ 1St. In der ersten innehat, 1St allerdings aum erwarten, da{ß den Wuün-
Phase dieses Volksbegehrens konnten mıttlerweile 764 01010 schen des Volksbegehrens stattgegeben wird. So 1St damıt
amtlıch beglaubigte Unterschritten zusammengebracht rechnen, da{fß die Beziehungen zwıschen Kırche und
werden. SPO 1n Osterreich noch weıter einfrieren, W as den Prozef(ß
ntgegen allen Befürwortern eines schärteren Kurses SC- der ideologischen Polarisierung in der Zukunft zusätzlıch
genüber der SPO etizten sıch schon 1m Frühjahr jene verschärfen könnte. Frıtz Csoklich
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Die neuerliche Auseinandersétzung e das
Abtreibungsstrafrecht In der Bundesrepubli

Juli 1975, 329 D“O Bundesverfassungsgericht miıtEnde September haben die Koalıitionsfraktionen einen
Entwurf ZUuT Reform des 218 StIGB eingebracht, Urteil V“DO 25 Februar 1975 verwortfen und ıne DroVL-

der Anfang November ın ersier Lesung behandelt zird. sorısche Regelung hıs ZUY Verabschiedung eines
FEın Gesetzentwurf ar notwendig geworden, (Jesetzes ın Krafl gesetzt zworden WAar (vgl Aprıl
nachdem die ursprünglıch VO:  s der SPD und FD miıt 1975, 171 ff.) uch dieser Entwurf ıst teilwweise au} hef-
knapper Mehrheit durchgesetzte 1034 Fristenregelung (vgl tıge Kyıitik gestoßen. Eindeutig abgelehnt ayırd “O  &x
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Sprechern der atholischen Kırche. Das Kommuissarıat der aber auch aAMXS$S der Ärzteschafl sowohl ZUuUY Gestaltung der
batholischen Bischöfe ın onnn sprach (vgl. KNA\;| 75) Indikationen WLLE Zu Feststellungsverfahren Bedenken
Za V  x einem Etikettenschwindel. Der Entwurf zuerde geäußert. Dıie pdarlamentarische Obpposition bezog bei
ayeder dem Schutz des Lebens noch den Forderungen des unterschiedlicher Akzentuierung ıhre Bedenken VOor allem
Verfassungsgerichts gerecht. AFS wäre“, das Kommis- auf rTeL Punkte auf die generelle Straffreiheit der
sarıat wörtlich, „für das Rechtsbewußtsein uNsETES Volkes Frau, auf die Ausgestaltung speziell der „Notlageindika-
und Tür das Ansehen UNSECYET parlamentarischen Demo- t10n“, auf die Feststellungs- UN Beratungsverfahren.
hratıe unerträglich, Wwenn das Bundesverfassungsgericht ın Szıe hat zunächst mit der Vorlage eines eigenen Entwurfs
dieser für S taat un Gesellschafl bedeutsamen rage gezogert, hat diesen aber nach einem Zzayeıten Gespräch
e1n zweıtes Mal eın V“DO Deutschen Bundestag verab- mit Vertretern der Koalitionsfraktionen, das heine Kom-
schiedetes (Jesetz für verfassungswidrig erklären mü ßte.“ promißbereitschafl seıtens der Koalition erkennen ließ,
Auch das Zentralkomitee der deutschen Katholiken sıeht eingebracht. Obwohl die beiden Entwürfe sıch ın der Sub-
ım Entwurf einen „grundlegenden Widerspruc ZU Ur- S$LIANZ sehr nahe kommen, ıst e1n Kompromiß 7zayıschen
teıl des BVG, das für die gesamte Dayuer der Schwanger- dem Koalitions- un dem Uppositionsentwurf, der das
schafl dem ungeborenen Leben den Vorrang VDOr dem Festellungsverfahren exakter regeln und die sozıale Indı-
Selbstbestimmungsrecht der Mutltter eINYAUME. Der Rat hation ın die medizinische einbinden will, noch nıcht
der EKD (vgl epd, 29 /) reagıerte WAar ınsgesamt erkennen. I/m UNSCeTEN Lesern 1INne ENAUEC Orzentierung
vorsichtiger, tellte aber auch seinerseıts die rage, „ob ermöglıichen, veröffentlichen Z01Y zunächst den Wort-
nıcht auf diese Weıse der verfassungskonforme Ansatz laut des Entwaurfs der Koalitionsfraktionen. In einem
eiInNerYr Indikationenregelung durch e1in mangelhaftes Ver- anschließenden Beıtrag zıieht Rechtsanwalt Y —

fahren zeder zurückgenommen aıyrde. Dıiıe deutsche hard MdB einen Vergleich zwischen den zentralen For-
Arzteschafl reagıerte uneinheitlich. Eın Sprecher des Hart- derungen des BV  N und dem neuerlichen K oalıtionsent-
mannbundes begrüßte den Entwurf unmuittelbar nach Be- wurf. Erhard hat SeINE Fraktion seinerzeıt beim Verfahren
hanntwerden als einen begehbaren Weg, spater zuurden DOTr dem BV  6S als Anwalt vertreten.

Indiıkationenentwurf der Koalıtionsfraktionen
Der Wortlaut des fünftfzehnten Strafrechtsänderungsgesetzes
Der Bundestag hat folgendes (Gesetz beschlossen:

Indikation Schwangerschaftsabbruch
Artikel (1) Der mIıt Eınwilligung der Schwangeren NC}  e} einem
Anderung des Strafgesetzbuches AÄArzt VOLSCHOININCNEC Schwangerschaftsabbruch 1sSt nıcht
Das Strafgesetzbuch wırd w1e folgt geändert: nach 2158 strafbar, wenn Berücksichtigung der

In 203 Abs Nr 42 werden das Wort „ermächtig- gegenwärtıigen und zukünftigen Lebensverhältnisse der
ten  «“ durch das Wort „anerkannten“ und dıie Angabe Schwangeren nach arztlicher Erkenntnis angezeıigt ISt,

2186 durch die Angabe S 218 b Abs Nr. 1“ er- wne Gefahr tür das Leben oder diıe Getahr einer schwer-
wiegenden Beeinträchtigung des körperlichen oder see]i-

218 wırd w1e€e folgt geändert: schen Gesundheitszustandes der Schwangeren abzuwen-
In Absatz werden dıie VWorte „spater als dre1i- den, und die Getahr nıcht auf ine andere für S1e UmMut-

zehnten Tage nach der Empfängnis“ gyestrichen ; bare Weise abgewendet werden kann.
dem Absatz werden folgende Sätze und - @) Dıie Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung

gefügt: des körperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes der
9  16 Schwangere 1St straffrei, WE der Schwangerschafts- Schwangeren 1M Sınne des Absatzes lıegt auch VOT, Wenn

abbruch nach Beratung ($ 2158 Abs Nr r VO  3 eiınem nach arztlicher Erkenntnis
Arzt VOorscCchOMmM worden 1St und se1it der Empfängnis drıngende Gründe für dıe Annahme sprechen, dafß das
nıcht mehr als Wochen verstrichen sind. Das Gericht ınd infolge einer Erbanlage oder schädlicher Einflüsse
kann VO eıiner Bestrafung der Schwangeren nach Satz VOTL der Geburt einer nıcht behebbaren, schwerwiegen-
absehen, wenn sS1e sıch Z eıit des Eıingrifis 1n besonderer den Schädıgung seines Gesundheitszustandes leiden würde,
Bedrängnis befunden hat.“ der Schwangeren ine rechtswıdrige Tat nach den

218 wırd aufgehoben. $ 176 bıs 179 begangen worden 1STt. und dringende
Dıie bisherigen $ 218 b un: 218c werden $ 218a Gründe für dıe Annahme sprechen, da{ß dıe Schwanger-

und 218 b un: erhalten folgende Fassung chaft auf der Tat beruht,
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der Abbruch der Schwangerschaft Oon: angezeıgt 1St, eiınem Jyahr oder mi1t Geldstrafe bestraft, WEeNnN die Tat

VO  — der Schwangeren die Getfahr einer Notlage abzu- nıcht iın 218 mMIit Strate bedroht ISt.
wenden, dıe schwer wiegt, daß VO  . der Schwangeren In Abs werden das Wort „ermächtigte“
die Fortsetzung der Schwangerschaft nıcht verlangt WeI- durch das Wort „anerkannte“, diıe Angabe 218 c)“
den annn durch die Angabe 218 b Abs Nr. 1)« un die An-
(3) In den Fällen des Absatzes Nr. 1 dürten se1t der gabe „der SS 218a un: durch die Angabe des
Emptängnis nıcht mehr als zweıundzwanzıg Wochen, 1n 218 “ ersetzt
den Fällen des Absatzes Nr. und nıcht mehr als Nach 219 b wırd folgende Vorschrift eingefügt:
zwoöltf Wochen verstrichen se1n.

Begriffsbestimmung
Abbruch der Schwangerschaft ohne eratung Handlungen, deren Wiırkung nıcht spater als drei-
der Schwangeren zehnten Tage nach der Empfängnis eintritt, gelten nıcht
( Wer ıne Schwangerschaft abbricht, ohne daß die als Schwangerschaftsabbruch 1mM Sınne dieses Gesetzes.
Schwangere

sıch mindestens dre1ı Tage VOT dem Eingrift wegen der Artikel 2
rage des Abbruchs ıhrer Schwangerschaft einen Be- Anderung der Strafprozeßordnung(Absatz gewandt hat und dort über die DA Ver- Die Strafprozeßordnung wırd w 1e tolgt geändert:fügung stehenden öftentlichen un privaten Hılten für
Schwangere, Müuültter und Kınder beraten worden ISt, 1NS- In bs. 1 Nr 3a werden das Wort „ermächtig-

ten  “ durch das Wort „anerkannten“ und die Angabebesondere über solche Hılfen, die die Fortsetzung der
Schwangerschaft und die Lage von Multter und ınd CT -

215 “ durch dıe Angabe 218 b Abs Nr. 1« ersetzZt

leichtern, un: un: die Worte „oder einer ZuUur Begutachtung nach 219
des Strafgesetzbuches zuständigen Stelle“ gestrichen.

VO  - einem Arzt über die arztlich bedeutsamen Gesıichts-
punkte beraten worden 1st, wırd m1t Freiheitsstrate bis In 97 Abs Satz werden das Wort „ermächtigten“

durch das Wort „anerkannten“ und die Angabe 218einem Jahr oder MIiIt Geldstrafe bestraft, WENN die Tat durch die Angabe 718 b Abs Nr 1“ ersetiIzZt und dienıcht ın 218 mMi1t Strate bedroht 1St.
Worte „oder der Zur Begutachtung nach 219 des Straf-

(2)) Berater 1m Sınne des Absatzes Nr 1St gesetzbuches zuständıgen Stelle“ gestrichen.ıne VO  3 einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder
Stiftung des öffentlichen Rechtes anerkannte Beratungs- Artikel ztelle,

eın Ärzt, der nıcht selbst den Schwangerschaftsabbruch Anderung des Fünften eseizes 3 Reform
vornımmt un des Strafrechts

Das Fünfte (esetz ZUuUr Retform des Strafrechts VOa) einer anerkannten Beratungsstelle Nummer -

gehört oder 18 Junı 1974 (Bundesgesetzblatt wırd w1ıe folgt
geändert:VO  ; einer Behörde oder Körpérschafi, Anstalt oder

Stiftung des öffentlichen Rechtes als Berater anerkannt Artikel Abs erhält folgende Fassung:
1St oder (1) Der Schwangerschaftsabbruch darf NUr 1n einem Kran-

C) sıch durch Beratung mMI1t einem Mitglied einer. aner- kenhaus oder 1ın einer hiertür zugelassenen Einrichtung
VOrTSCHOIMMIN werden.kannten Beratungsstelle (Nr oder einer Sozialbehörde

Artikel wırd WwW1e€e folgt geändert:oder aut andere Weıse über dıe 1m Einzeltall N: Ver-
fügung stehenden Hılten (Absatz Nr unterrichtet a) In Satz wiıird die Angabe „der S$ 218a un
hat durch die Angabe „des 2A8 ErSETZT;

(3) Absatz Nr. 1St nıcht anzuwenden, WE der in Satz wiırd in Nr das Wort „sSowl1e“ durch einen
Beıistrich ErSCTZT, der Nr. das VWort „SOWI1e  za angefügtSchwangerschaftsabbruch angezeıgt 1ST, VO  — der
un: folgende Nr eingefügt:Schwangeren ıne durch körperliche Krankheit oder KOr-

perschaden begründete Getahr für ıhr Leben oder ihre gegebenenfalls den rtemden Staat, in dem dıe Schwan-
Gesundheit 1abzuwenden. SCIC iıhren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat.

219 erhält folgende Fassung:
Artikel x  e

8 219 och nicht vollstreckbare Strafen;
Abbruch der Schwangerschaft hne Feststellung Beendigung VC Strafverfahren
(1) VWer iıne Schwangerschaft abbricht, ohne da{fß ein Die Artıikel und des Fünften (esetzes ZUuUr Reform
Ärzt, der nıcht selbst den Schwangerschaftsabbruch VOI- des Straftrechts VO 18 Junı 1974 (Bundesgesetzblatt

sınd entsprechend anzuwenden, SOWeIlt 1ne Tatnımmt, schriftlich tfestgestellt hat, ob dıie Voraussetzungen
des vorlıegen, wırd miıt Freiheitsstrafe bıs nach dem vorliegenden Gesetz nıcht mehr stratbar 1St
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Hierbei trıtt die Stelle der Angabe 73 Abs des ten Überleitungsgesetzes VO Januar 1952 (Bundes-
Strafgesetzbuches)“ ın Artıkel Abs Satz die Angabe gesetzblatt auch 1m Land Berlıin.

Abs des Strafgesetzbuches)“.
Artikel Ü  Va

Artikel S Inkrafttreten
Berlin-Klausel Dieses Gesetz trıtt Tage nach seiner Verkündigung in
Dıieses Ges\etz gilt nach Maiigabe des 13 Abs des Drit- raft

Fristenregelung UuUrc dıe Hıntertur
Eine Stellungnahme Benno Erhard VIGD

Die Koalitionsparteien PD/F.D.P mufßten sıch VO Strafe bedroht wird, der die Schwangerschaft abbricht,
Bundesverfassungsgericht lassen, da{fß ıhre ohne dafß mındestens Tage UVO ıne Beratung der
Vorstellungen über dıe stratrechtlichen Neuregelungen Schwangeren stattgefunden hat
der Abtreibung verfassungswidrig sind (Fristenregelung).
Damıt WarLr un 1St der Gesetzgeber wieder gefordert. Be1i näherem Hınsehen ergeben sıch aber erhebliche Be-
Irotz der Bemühungen, ıne Regelung dieses Problems denken, ob diese Vorschriften tatsächlıch Lebensschutz
aut breıiter parlamentarischer Basıs finden, unterbrei- gewährleisten. Die Schwangere wırd praktisch für jeden

die Koalitionsfraktionen der Oftentlichkeit einen Fall des Schwangerschaftsabbruches VO  e} Strafdrohung
Gesetzentwurf, ohne UVO mi1t der CDU/CSU auch NUur freigestellt, WE NUur der Schwangerschaftsabbruch VO  e}

das angebotene Gespräch gesucht haben einem Arzt VOrTSCHOMMEN wurde. und wıe die Be-
ratung nach 218 b erfolgt, VO  — allem ob diese eindeut1ig
daraut abzielen mufß, das werdende Leben schützen

An der Entscheidung des BVG zu Imes  S und die Schwangerschaft erhalten, ergıbt sıch nıcht
Aus dem Wortlaut der Bestimmung. Sıe 1St weıtest-

Jeder Entwurf mu{ß den Gründen der Entscheidung gehend dem 218 des Fristenmodells nachgebildet und
des Bundesverfassungsgerichts m werden, test- unterscheidet sıch 1Ur durch wel Kriterien VO  — der VO

stellen können, ob MIt diesen vereinbar 1St. Das 1im Bundesverfassungsgericht verwortenen Vorschrift, nämli;ch
Mutztterleib sıch entwickelnde menschliche Leben steht - dadurch, da{ß der Eingrift frühestens dreı Tage nach der
ter dem Schutz der Verfassung. Das Bundesvertassungs- Beratung VOTSCHOINIMNECN werden darf, und da{ß die
gericht stutzt seine Auffassung nıcht NUu  an auf Art Abs Schwangere über diıe ZUur Verfügung stehenden Hılten
Satz 1, sondern auch auf den unveränderbaren Grundsatz „unterrichten“ Wal, während s$1e jetzt darüber beraten

werden mu{fßdes Art Abs wonach dıe Würde des Menschen
unantastbar und alle staatlıche Gewalt verpflichtet 1st, s1e

achten und schützen. Kommt der vorgelegte Ent- Es 1St anzuerkennen, daß den besonders hervorgehobenen
wurtf dieser 1m Grundgesetz verankerten Schutzpflicht Einwendungen des Bundesverfassungsgerichts über die
hinreichend nach? Unzulänglıchkeit der Vorschriften über dıe SOgENANNTE

Beratung 1mM Fristenmodell in yew1ssem Umtang Rech-
Nach 218 Satz 2.(E Entwurf) wırd die Schwan- NUunNns werden oll So darf der AÄrzt, der den

SCer«c stratfreı erklärt, wWenn der Schwangerschaftsabbruch Schwangerschaftsabbruch vornımmt, nıcht der Berater
nach Beratung VO  . einem Arzt VOTITSCHOIMMIMEN worden ISt se1n, und darf nıcht jeder beliebige Ärzt se1n, sondern

mu{fß als Berater anerkannt sein oder einer anerkanntenund selt der Empfängnis nıcht mehr als zweıundzwanzıg
Wochen verstrichen sind. Auf den ersten Blick könnte Beratungsstelle angehören. Das Bundesverfassungsgericht
INa  w} den Eindruck gyewınnen, als se1 1er ıne Regelung hat aber seine Kritik diesen Vorschritten wesentlich
gefunden, die geeignet erscheint,; der Iegalıtät der Ab- weıter gefaßt und S$1e VOL allem den Gesichtspunkt
treibung entgegenzuwırken und diıe Schwangere VeI - wirksamen Lebensschutzes für das ungeborene Leben SC-
anlassen, nıcht mehr den sog!  ten Engelmacher auf- stellt. Es hat darauf verwıesen, dafß dıese Beratungsvor-
zusuchen. Dieser Tendenz entspricht auch die Vorschrift schriften weıtgehend auf den Alternativentwurt der
des Z nach der derjenige miıt Strafe edroht wiırd, Strafrechtler zurückzuführen sınd, dafß aber 1mM Alterna-
der ohne schriftliche Feststellung einer Indıkatıion durch tiıventwurt die Beratung und die Beratungsstellen selbst
einen Arzt die Schwangerschaft abbricht. Ebenfalls weıist dıe Möglıchkeıit haben sollten, finanzıelle, soziale un: fa-

miliäre Hılfe eisten. Sıe sollten der Schwangerenın diese Rıchtung der 18 h 1 wonach derjenıige mit
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seelısche Betreuung gewähren un intens1v auf die Ort- „Denn die allgemeine soziale Lage der Schwangeren und
SCETZUNg der Schwangerschaft hinwirken. Der NUu  } VOTL- ihrer Familie kann Konflikte VO solcher Schwere ErZCUSCN,
gelegte Entwurt enthält sıch w 1e auch das Fristen- da VO'!  3 der Schwangeren ber eın bestimmtes Maß hinaus

Opter ZUgunsten des ungeborenen Lebens miıt den Mittelnmodell jeder Art 1n diese Rıchtung weısender Vor-
schriften. des Strafrechts nıcht IZWUNSCH werden können. Be1i der

Regelung dieses Indikationsfalles mu{ß der Gesetzgeber den
straffreien Tatbestand umschreiben, dafß die Schwere desWenn 1U  3 die Schwangere beim Schwangerschaftsabbruch 1er vorauszusetzenden soz1alen Konflikts deutlich erkenn-durch einen Arzt generell VO jeder Strafdrohung frei- bar‘wird und dem Gesichtspunkt der Unzumutbar-

gestellt wiırd, die Beratungsvorschriften nıcht hinreichend keit betrachtet die Kongruenz dieser Indikation mMi1t den
ıne Beratung ZUuUr Fortsetzung der Schwangerschaft for- anderen Indikationsfällen gewahrt bleibt“ (S 68 des Urteıils).
dern und der beratende Arzt 1Ur einer Beratungsstelle
anzugehören braucht, dann 1St in den Problemfällen dıe Von einer Unzumutbarkeit der Fortsetzung der Schwan-
Wırksamkeit der Beratung schon 1mM Ansatz nıcht mehr gerschaft für die Schwangere wiıird aber 1M 218 Abs
gewährleistet. Die Beratung sol] doch ohl den Sınn Zifer (E) nıchts gESART. Dıie Verdeutlichung der Schwere
haben, die Schwangere Z Austragung der Schwanger- des Konflikts für die Schwangere 1St unterlassen. Die Ver-
schaft bewegen. bındung ZUr medi:zinıschen Indikation wırd scheinbar her-

gestellt durch die Worte
„Auf ıne solche Einflufßnahme kommt CS jedenfalls ent-

cheidend A wenn der Beratung eın Schutzeftekt zugunsten „Wenn nach arztlicher Erkenntnis die Getahr eıner Not-
des werdenden Lebens zukommen soll“ (S 83 des Urteils lage“des BVG)

Gleichsam durch die Hıntertür wırd durch den vorgeleg- besteht. Für diese Indikation verlangt das Bundesverfas-
sungsgericht VO Gesetzgeber,ten Entwurf mındestens 1insoweıt eın Zustand hergestellt,

den das Bundesverfassungsgericht gerade für nıcht —
„dafß Beratung und Hılfe anbietet miı1ıt dem Ziel, dielässıg gehalten hat Dıiese Regelung kommt dem Fristen-

modell außerordentlich nah Der Auffassung des Bundes- Schwangere die grundsätzliche Pflicht ZU!r Achtung des

verfassungsgerichts, dafß der Staat das sıch entwickelnde Lebensrechts des Ungeborenen mahnen, Ss1e ZU!r: Fortset-
ZUuNg$ der Schwangerschaft ermutigen und S1€E VOTLT allemLeben auch gegenüber der Mutltter 1n Schutz nehmen

hat, wiırd nıcht Rechnung 1n Fällen sozialer Not durch praktische Hilfsmaßnahmen
unterstützen“ (S 68 des rteıuls

Wıe bereıts vorher ausgeführt, schweıgt sıch der EntwurfEs ehl die Verdeutlichung der Schwere 1nsoweılt völlig Aaus. urch das Strafrechtsreform-Ergän-des Konflikts ZUuNgSgEeSETZ 1St der Schwangerschaftsabbruch zudem ran-
kenkassenerstattungspflichtig. Es annn folglıch nıcht —

718a ( definiert die Indikationen. Es wırd der
gwerden, dafß eın eftektiver Lebensschutz noch

Versuch unternomMMeN, den Vorstellungen des Deutschen gegeben 1St
Ärztetages VO Dezember 1973 entsprechen. Dıie Be-
griffsbestimmung der medızınıschen Indikation beruht
offenbar auf dem Gesundheitsbegrift, den dıe Welt-

Das Feststellungsverfahren führt zugesundheıitsorganisatıon definiert hat Dıies geht cehr weıt,
a hel aber nıcht als verfassungswidrig angesehen werden. Mißbrauch
Be1i der Definition der anderen Indikationen weıcht der
Entwurf aber VO den Vorstellungen des Deutschen Ärzte- 3 Wenn schon die Ausgestaltung der Indikationen, VOI -

deutlich 1b Der eigentlıch medizinısch erkennbare nehmlıch der Notlagenindikation, bedenklıch 1ISt,
Tatbestand, nämlıch die Getahr einer schwerwiegenden könnte dies gegebenenfalls hingenommen werden, wenn

Beeinträchtigung des körperlichen oder seelıschen Ge- dıe Feststellung über das Vorliegen der bezeichneten Ge-
sundheitszustandes der Schwangeren, wırd kraft Gesetzes tahr für die Schwangere hinreichend objektiv erfolgen
Eersetzt für den Fall der eugenischen oder kiındlichen In- müßte.

Im (Gesetz über die Fristenregelung für dıe Fälledikatıon und für den Fall der kriminologischen Indıka-
t10n. Insoweıt könnte INa  3 1n Anbetracht der Entschei- der medizinıschen und eugenischen Indikation durchaus

brauchbare Vorschritften enthalten, wenn der Schwanger-dung des Bundesverfassungsgerichts keine Bedenken CeT1-

heben Höchst problematisch aber 1St der Umstand, daß schaftsabbruch nach Ablauf der Dreimonatsfrist VOI-

auch dıe soz1ıale oder Notlagenindikation kraft (Gesetzes werden sollte 719 bestimmt, „dafß ıne —

die schwere Beeinträchtigung der Schwangeren unterstellt. ständıge Stelle vorher bestätigt hat, daß die Vorausset-
Es darf als ekannt angesehen werden, daß das Bundes- ZUNgenN vorliegen“. Hıer WAar ıne Begutachtung durch
verfassungsgericht ıne soz1ale Indıkatıon oder allgemeıne ıne zuständıge Stelle gemeınt. Dies folgt schon Aaus$s der
Notlagenindikatıon für zulässıg hält Überschrift des 219
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„Abbruch der Schwangerschaft hne Begutachtung“. SsCH“ Privatkliniken zuführen, 1St ine besonders unerfreuliche,

ber schwer vermeıdbare Nebenerscheinung vgl Lane-
Es ergißt sıch aber auch AUS 53 Abs Nr. StPO, der Report, Bd Nr 4236 und S des Urteıils).
1nsoweıt lautet:

Sıcher wırd die englische Regelung VO Koalıtions-
„Mitglieder eıner ZUT Begutachtung nach 2179 des Strat- entwurf nıcht völlig übernommen. Die „Beratung“ mıiıt
gesetzbuches zuständıgen Stelle dreitägiger Karenzfrist chaflt einen Pufter ber dennoch

kann, Ja mu{l nach dem Entwurf möglıch se1IN, daß ein
Dıie Feststellung der Indiıkation WAar und 1sSt also. von einer praktisch gleicher Zustand be] uns eintritt w1e 1n Eng-
ermächtigten Stelle durch Begutachtung vorzunehmen. Dıie and
Gutachter-Stellen haben der Geltung des alten
Rechts und auch se1it dem Spruch des Bundesverfassungs- Dıie recht eindeutige Aussage des Urteıls, „der Staat darf
gerichts urchaus befriedigend gearbeitet. In Abweichung sıch nıcht damıt begnügen, bloß prüfen und gegebenen-
VO  . diesen Regeln und Erfahrungen oll nach dem KO- talls bescheinigen, da{fß die gesetzlıchen Voraussetzun-
alıtıonsentwurtf jeder Arzızt dıe Feststellung treften können SCn für eınen Schwangerschaftsabbruch vorliegen“, WeI-

(dürten), ob die Indıkationsvoraussetzungen vorliegen. den VO Koalitionsentwurf völlıg übergangen. Der AÄArzt
Konkrete Fachkenntnis des Arztes wırd nıcht gefordert. des Vertrauens erhält Befugnisse ähnlich der bei der
Mıt der Zulassung als Arzt 1St dıe Befugnis ZUuUr Feststel- Fristenregelung. Dem Lebensrecht des Kındes wırd die
Jung der Indıkatıiıon also gegeben. Gutachter-Stellen siınd notwendıge Hılfe, der nötige Schutz VerSagt. ıimmer
nıcht mehr ertorderlich. geht 9808  3 in der Koalıtion offtenbar VO  3 dem Gedanken

nıcht ab, dafß dem „Selbstbestimmungsrecht der Trau
Hıer wırd Danz oftensichtlich darauf verzichtet, auch NUur dem Lebensrecht des Kindes für ıne be-gegenüber
den gesetzgeberischen Versuch unternehmen, dem MiıfS- stiımmte Frist Vorrang gebühre (SO Prof. Werner Maı-
brauch Schranken setzen. Selbst die für die betroffene hofter 1mM Deutschen Bundestag ın der 96 Sıtzung der VIL
Tau erhöhte Gefahr jeden Eıngrifts be1 fortgeschrittener Wahlperiode). Das Bundesverfassungsgericht hat in se1-
Schwangerschaft (etwa aAb Woche) be1 der CUSC- NEeIN Spruch diese Auffassung ausdrücklich als miıt der
nıschen Indiıkatiıon wırd nıcht mehr gesehen oder be- Wertordnung des Grundgesetzes nıcht vereinbar erklärt
rücksichtigt, obwohl ekannt 1ISt, w1ıe schwier1g meıst das ® 60 des Urteıls).
Vorliegen einer nicht behebbaren, schwerwıegenden Schä-
digung des Gesundheitszustandes, dem das ınd nach Der Koalitionsentwurf aßt dıe rage offten, Sa
der Geburt leiıden würde, fteststellbar 1St räumlichen und technıschen Anforderungen stellen

sınd, einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen
Das Bundesverfassungsgericht hat sıch eutlıch mıiıt den dürfen. Es kann also ıne prıvate Abtreibungsklinik se1in,
Umständen befaßt, die das Feststellen der Indikationen und ZWAar sowohl ıne statıonÄäre W 1E auch ıne ambulante.
erfordert. Es hatte dazu Anlaß be1i der Prüfung, ob dıe Es ISt damıt nıcht sichergestellt, auch nıcht durch das Straf-
Beratungsvorschriften geeignet selen, den Lebensschutz rechtsreform-Ergänzungsgesetz, da{fß ıne Schwanger-
eftektiver machen. Nachdem das Gericht 1n seinem schaft NUr abgebrochen werden darf, WEECN11 die NnOtWEN-
Urteil auf die Wahrscheinlichkeit hingewiesen hatte, dafß dıge mediziniısche Nachbehandlung iın jedem Fall gewähr-
für den Schwangerschaftsabbruch eistet ISt

„sıch VOTLT allem solche Ärzte ZUr Verfügung stellen, die 1mM
Schwangerschaftsabbruch entweder eın gewınnbringendes Lebensschutz NIC| gewährleistetGeschift sehen der jedem Wunsch eıner Frau nach Schwan-
gerschaftsabbruch entsprechen geneıigt sınd, weil S1e darın Alles iın allem MU mMan dem Urteıil kommen, daß der
ediglich eine Manıifestation des Selbstbestimmungsrechts
der eın Mittel ZUr Emanzıpatıon der Frau erblicken“ Koalitionsentwurf MAaSssS1ıVv den Versuch erkennen laßt, die

nıcht mehr möglıche Fristenregelung, weIıt W1€e irgend
verwelılst das Gericht auf dıe Erfahrungen ın England: möglich, über die Fassung der Bestimmungen des Indiıka-

tionsmodells praktisch einzuführen. Der be1i der Regelung
der Indikationstatbestände S$1e sınd csehr weıt gefafßt„Dort mu{fß die l(sehr weıit gefaßte) Indikation VO!  - wel

beliebigen Ärzten festgestellt werden. Dıies hat dazu geführt, notwendige Tribut wırd bei den Verfahrensregelungen
ZUrL Feststellung der Indikationen wıeder einkassiert.da{ß bei den darauf spezialısıerten Priıvatärzten praktisch

jeder gewünschte Schwangerschaftsabbruch ausgeführt wird. Eınen eftektiven Lebensschutz für das ungeborene Leben
Das Auftreten gewerbsmäßiger Vermittler, die Frauen die- gewährleistet der Entwurf nıcht.


